
Beschluss Nr. 52/80/2013
Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung für den 
Umbau einer Steganlage am Bötzsee
Die Stadt Strausberg stimmt dem Antrag des Anglerver-
eins „Bötzsee“ e.V. vom 23.06.2013 auf wasserrechtliche 
Genehmigung für den Umbau seiner Steganlage am Bötz-
see als Gewässereigentümer zu.
Abstimmungsergebnis:
10 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss Nr. 52/81/2013                    
Antrag auf Verwendung des Strausberger Stadtwap-
pens
Der Hauptausschuss stimmt dem Antrag des Rotary Clubs 
Strausberg zu, das Stadtwappen für das Logo des Rotary 
Clubs Strausberg zu verwenden.
Abstimmungsergebnis:
10 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss Nr. 50/611/2013
Berufung eines sachkundigen Einwohners für den 
Ausschuss Bildung, Jugend, Kultur, Sport und Sozi-
ales
Der Beschluss Nr. 44/535/2013 vom 21.02.2013 in der ak-
tuellen Fassung wird geändert.
Frau Doreen Di Donato-Kneppenberg scheidet aus dem 
Ausschuss für Bildung, Jugend, Kultur, Sport und Soziales 
als sachkundige Einwohnerin aus.
Dafür wird Herr Nick Reinking, wohnhaft in 15344 Straus-
berg, Fontanestraße 8, benannt.
Abstimmungsergebnis:
30 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss Nr. 50/612/2013
Namentliche Benennung der Vertreter der Fraktionen 
im Ausschuss Bildung, Jugend, Kultur, Sport und So-
ziales
Der Beschluss Nr. 44/549/2013 vom 21.02.2013 wird ge-
ändert: Herr Dennis Matern scheidet aus dem Ausschuss 
Bildung, Jugend, Kultur, Sport und Soziales aus. Dafür 
wird Herr Thomas Weiske Mitglied des Ausschusses. Als 
Stellvertreter für Herrn Thomas Weiske wird Herr Andreas 
Fuchs benannt.
Abstimmungsergebnis:
30 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Stadtverordnetenversammlung 
aktuell

Mit Beschluss Nr. 49/609/2013 wird die Bürgermeisterin 
beauftragt, zu einem gerichtlichen Verfahren den Vergleich 
abzuschließen. 

Mit Beschluss Nr. 49/610/2013 beschließt die Stadtver-
ordnetenversammlung zwecks Erwerb des Baugrund-
stücks Bahnhofstraße 2-3 zu einem Mindest- und Höchst-
gebot mitzubieten. 
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Beschluss Nr. 50/613/2013
Änderung des Beschlusses Nr. 44/552/2013 vom 
21.02.2013 - Gremienwahl zur namentlichen Besetzung 
der Vertreter der Fraktionen im Aufsichtsrat der Sport- 
und Erholungspark Strausberg GmbH (SEP) 
Der Beschluss Nr. 44/552/2013 vom 21.02.2013 wird wie 
folgt geändert: Herr Dennis Matern scheidet aus dem Auf-
sichtsrat der Sport- und Erholungspark Strausberg GmbH 
aus. Anstelle dessen wird Herr Andreas Fuchs in den Auf-
sichtsrat entsendet.
Abstimmungsergebnis:
30 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss Nr. 50/614/2013
Hebesatzsatzung der Stadt Strausberg für 2014
Die Hebesatzsatzung der Stadt Strausberg zur Erhebung 
der Grund- und Gewerbesteuer für das Jahr 2014 wird be-
schlossen.
Satzung über die Festsetzung der Hebesätze für die Er-
hebung der Grund- und Gewerbesteuern in der Stadt 
Strausberg (Hebesatzsatzung) vom 10.10.2013

Auf der Grundlage des § 3 Abs. 1, 28 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgK-
Verf)  vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.05.2013 (GVBl. I Nr. 
18), des § 25 Abs. 1 Grundsteuergesetz vom 07.08.1973 
(BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 38 des Ge-
setzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794) und des § 16 
Abs. 1 Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26.06.2013 (BGBl. 
I S. 1809) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Strausberg in ihrer Sitzung am 10.10.2013 folgende He-
besatzsatzung beschlossen:

  § 1
Erhebungsgrundsatz

Die Stadt Strausberg erhebt
a)  von dem in ihrem Gebiet liegenden Grundbesitz Grund-
     steuern nach den Vorschriften  des  Grundsteuergeset-
     zes und
b) Gewerbesteuern  nach  den  Vorschriften des Gewerbe-
     steuergesetzes.

§ 2
Hebesätze

Die Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuern werden 
ab 2014 wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer 
    (für Land- und forstwirtschaftliche Betriebe)	 270 v. H.
2. Grundsteuer B
     (für Grundstücke)				    375 v. H.
3. Gewerbesteuer				    350 v. H.

§ 3
In-Kraft-Treten

(1)	 Die Hebesatzsatzung tritt am 01.01.2014 in Kraft.
(2)	 Gleichzeitig tritt die Hebesatzsatzung der Stadt 
	 Strausberg vom 06.12.2012 außer Kraft.

Strausberg, den 11.10.2013	 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

Strausberg, den 14.10.2013	 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin
Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

Beschluss Nr. 50/615/2013
1. Nachtragssatzung der Stadt Strausberg für das 
Haushaltsjahr 2013
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Strausberg 
beschließt gemäß § 68 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg die 1. Nachtragssatzung der Stadt 
Strausberg für das Haushaltsjahr 2013.
Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 1 Enthaltung

Die vorstehende Satzung ist vom Landrat des Landkreises 
MOL als allgemeine untere Landesbehörde mit Genehmi-
gungsbescheid vom 18.10.2013 genehmigt worden.
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

Strausberg, den 21.10.2013	 gez.Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin
Anmerkung: Die Veröffentlichung der 1. Nachtragssat-
zung der Stadt Strausberg erfolgt unter Bekanntma-
chungen der Stadt auf den Seiten 13-14.

Beschluss Nr. 50/616/2013
Sechster Mietspiegel - Strausberg 2013 - (qualifizierter 
Mietspiegel)
1.	 Die Stadtverordnetenversammlung erkennt mit die-

sem Beschluss den Sechsten Mietspiegel - Strausberg 
2013 - gem. § 558 d BGB an.

2.	 Der Sechste Mietspiegel - Strausberg 2013 - ist gültig 
ab 16.12.2013.

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 1 Enthaltung

Anmerkung: Die Veröffentlichung des Sechsten Miet-
spiegels erfolgt unter Bekanntmachungen der Stadt  
auf den Seiten 3-7.

Beschluss Nr. 50/617/2013
Gleichbehandlung bei der Nutzung städtischer Liegen-
schaften durch Vereine und Verbände
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Gleich-
behandlung von Vereinen und Verbänden, die keinen ge-
schäftlichen oder geschäftsähnlichen Hintergrund haben, 
durch die faktische Befreiung von Mietzahlungen bei Nut-
zung von städtischen Liegenschaften. 
Dies wird durch eine beim Ausschuss Bildung, Jugend, 
Kultur, Sport und Soziales zu beantragende zweijähri-
ge Vereinsförderung i.H.d. Jahresmiete gewährt, welche 
durch den Hauptausschuss bestätigt wird. Neben den 
heute benachteiligten Vereinen und Verbänden beteiligen 
sich mit dem Auslaufen bestehender Verträge alle anderen 
Vereine an diesem Verfahren zur Gewährung und Bestäti-
gung der zweijährigen Vereinsförderung i.H.d. Jahresmiete 
durch den Ausschuss Bildung, Jugend, Kultur, Sport und 
Soziales und Hauptausschuss.
Abstimmungsergebnis:
21 Dafürstimmen, 5 Gegenstimmen, 3 Enthaltungen
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Bekanntmachungen der Stadt 
Strausberg

Vorbemerkungen
Der vorliegende Sechste Mietspiegel Strausberg 
2013 wurde durch den „Arbeitskreis Mietspiegel“ nach 
anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen (§ 558d 
BGB) erstellt. Unter der Moderation des Fachbereiches 
Stadtplanung und Bautechnik/ Technische Dienste der 
Stadtverwaltung Strausberg haben an der Erstellung des 
Mietspiegels mitgewirkt
   für die Vermieterseite:
	 Strausberger Wohnungsbaugesellschaft  mbH 		
	 Wohnungsbaugenossenschaft „Aufbau“ e.G. 
	 TAG Wohnen GmbH
	 Neues Wohnen Wohnungsgenossenschaft e.G. 
   für die Mieterseite:
	 Mieterbeirat für TAG Wohnen GmbH
	 Bürgerbund „Nordheim 91“ e.V.
	 Mieterverein Strausberg und Umgebung e.V.

Am 10.10.2013 hat die SVV den Mietspiegel beschlossen.
Der Mietspiegel ist gültig ab 16.12.2013.
Er beruht auf einer Primärdatenerhebung von 5826 
Mietdaten (Nettokaltmieten), die von der Vermieterseite 
des Arbeitskreises Mietspiegel und einer Vielzahl anderer 
Vermieter der Stadt Strausberg bereitgestellt wurden.1
Erfasst wurden die Nettokaltmieten, die am Stichtag 
30.04.2013 galten.
Nach § 558 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) wurden nur diejenigen Wohnungen berücksichtigt, 
bei denen die Miete in dem Zeitraum 01.05.2009 bis 
30.04.2013 neu vereinbart (Neuvertragsmieten) oder 
geändert worden sind (geänderte Bestandsmieten). Die 
diesem Mietspiegel zu Grunde liegenden Mietdaten wurden 
auf Basis der von den Vermietern bereitgestellten Daten 
durch das ComputerZentrum Strausberg gemeinsam mit 
dem FB Stadtplanung und Bautechnik/Technische Dienste 
– entsprechend den Vorgaben aus dem Arbeitskreis 
Mietspiegel – durch umfangreiche Auswertungsverfahren 
ermittelt, auf ihre Plausibilität geprüft, bereinigt und 
aufbereitet.
Geltungsbereich dieses Mietspiegels:
Der Mietspiegel gilt für:
•	 nicht mietpreisgebundene Wohnungen in 

Mehrfamilienhäusern mit mindestens 3 Wohnungen
•	 nicht mietpreisgebundene Wohnungen in 

Geschosswohnungsbauten
Der Mietspiegel gilt nicht für:
•	 Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern
•	 mietpreisgebundene öffentlich und nicht öffentlich 

geförderte Wohnungen
•	 Wohnungen in Wohnheimen
•	 * den Ortsteil Hohenstein
1 (Bem.: Die Aufstellung der beteiligten Vermieter kann in der
   Stadtverwaltung eingesehen werden)

Beschluss Nr. 50/618/2013
Jahresabschluss und Lagebericht des Eigenbetriebes 
Stadtforst Strausberg und Entlastung des Werkleiters 
für das Wirtschaftsjahr 2012
1.	 Die Stadtverordnetenversammlung bestätigt den ge-

prüften Jahresabschluss 2012 des städtischen Eigen-
betriebes Stadtforst Strausberg.

2.	 Der Werkleiter des Eigenbetriebes Stadtforst Straus-
berg, Herr Heiko Wessendorf, wird für das Wirtschafts-
jahr 2012 entlastet. 

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 1 Enthaltung

Beschluss Nr. 50/619/ 2013
Entbehrlichkeit und Verkauf eines kommunalen Grund-
stücks (Fließstraße)
Das Grundstück in Strausberg, Gemarkung Strausberg, 
Grundbuch von Strausberg Blatt 7614, Fließstraße, Flur 
12, Flurstück 527/2, Größe 114 m² ist entbehrlich. Die 
Stadtverwaltung wird beauftragt, das o.g. Grundstück zu 
verkaufen.
Abstimmungsergebnis:
29 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss Nr. 50/620/2013
Entbehrlichkeit und Verkauf eines kommunalen Grund-
stücks (Buchhorst 20)
Das Grundstück in Strausberg, Gemarkung Strausberg, 
Grundbuch von Strausberg Blatt 4818, Buchhorst 20, Flur 
18, Flurstück 141, Größe von 325 m² ist entbehrlich. Die 
Stadtverwaltung wird beauftragt, dass o.g. Grundstück zu 
verkaufen. Der Belastung des Grundstücks vor Eigentum-
sumschreibung wird zugestimmt.
Der Beschluss Nr. 44/544/2013 wird aufgehoben.
Abstimmungsergebnis:
29 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss Nr. 50/621/2013
Entbehrlichkeit und Verkauf kommunaler Grundstücke 
(Ernst-Thälmann-Straße)
Die Grundstücke in Strausberg, Gemarkung Strausberg, 
Grundbuch von Strausberg Blatt 4808, Ernst-Thälmann-
Straße, Flur 8, Flurstück 320, Größe 5.794 m² und Flur-
stück 323, Größe 1.438 m² sind entbehrlich.
Die Stadtverwaltung Strausberg wird beauftragt, die o. g. 
Grundstücke zum durch Gutachten ermittelten Verkehrs-
wert zu verkaufen.
Einer Belastung der Grundstücke vor Eigentumsumschrei-
bung wird zugestimmt.
Abstimmungsergebnis:
27 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 1 Enthaltung

Bekanntgabe des Beschlusses des 
nichtöffentlichenTeils der 50. Sitzung der 

Stadtverordnetenversammlung Strausberg 
vom 10.10.2013

Mit Beschluss Nr. 50/622/2013 wird die Bürgermeisterin 
beauftragt, Klage gegen die Bescheide des Wasserver-
bandes     Strausberg-Erkner über die Schmutzwasserbei-
träge zu erheben. 
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Sechster Mietspiegel - Strausberg 2013 - 
(qualifizierter Mietspiegel gem. § 558 BGB) 
für nicht mietpreisgebundene Wohnungen
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Mietspiegeltabelle - Strausberg 2013 - qualifizierter Mietspiegel  
Mietspiegeltabelle (Nettokaltmiete €/qm) gültig ab 16.12.2013  SVV - Beschluss Nr. 50/616/2013 vom 10.10.2013
Baujahr  Wohnfläche	 Wohnlage   Ausstattung / Beschaffenheit
			    	 teilausgestattet      vollausgestattet     teilsaniert nach 1990      vollsaniert nach 1990		
					     (a)		  (b)		  (c)			   (d)		         
bis 1950 unter 40 qm	 mittel	 1	 -		  -		       -			   -	  	  
	 		  gut	 2	 -		  -		       -			   5,57*		        	
											               5,50	            5,80	       
 	 40 - 65 qm	 mittel	 3	 -		  -		       -			   5,09*
				     	  	  		          			       5,09	            5,09
			   gut	 4	 - 		  -		  5,18*			   5,53
		   	  	  	  	  	  	        5,00	  5,45	     5,06	            5,98	       
	 über 65 qm	 mittel	 5	 -		  -		       -			      - 
 			   gut	 6	 -	  	 -		  4.63**			   5,62
				     	  	  	  	        4,48	  5,50	     5,00	            6,27	       
1951-	 unter 40 qm	 mittel	 7	 -		  -		        -			      - 	
1960	 		  gut	 8	 -		  -		        -			   5,00**	  
								               			       5,00	            5,35	            
	 40 - 65 qm	 mittel	 9	 - 	  	 -		        -		      	 5,10**	 	  
								              			       5,10	            5,15	  	
	 		  gut	 10	 -		  -		        -			   5,00		         
		   	  	  	  	  	  	        	   		      5,00	            5,22	        
	 über 65 qm	 mittel	 11	 -		  -		        -			   5,10*	  
								              	    		      5,05             5,10 	  	
 			   gut	 12	 -		  -	        	       -			   4,80
								               			       4,75	           5,20               
1961- 	 unter 40 qm	 mittel	 13	 -		  -		        -			   4,92
1979		   	  	  	  	  	  	  	  	  	     4,59	           5,27
			   gut	 14	 -		  -		        -			   5,01		         
				     	  	  	  	  	  		      3,83	           6,11 	       
	 40 - 65 qm	 mittel	 15	 -		  -		        - 	  	  	 4,87
								         	  	  	     4,17             5,30
			   gut	 16	 -		  -		        -			   5,07
				     						       	     4,66	           5,60	        
	 über 65 qm	 mittel	 17	 -		  -		        -		   	 4,76
				     							           3,91	           5,22
			   gut	 18	 -		  -		        -			   4,80
		   	  	  	  	  	  	        			       4,22	     5,19	      	        
1980- 	 unter 40 qm	 mittel	 19	 -		  -		        -			   4,60	            	  	
1989				     	  	  	  	        			       4,36	           5,19
			   gut	 20	 -		  -		        -			   5,20**
											               5,20	           5,50	        
	 40 - 65 qm	 mittel	 21	 -		  4,61**	 	       -			   4,60
						          4,59	        5,23			       4,00             5,04
			   gut	 22	 -		  -		        -			   5,20
				     	  	  	  	  	  	  	     5,20	           5,30	        
	 über 65 qm	 mittel	 23	 -		  -		        -			   4,60
								               			       3,96            4,99
			   gut	 24	 - 	  	 -	  	       -			   5,11**
				     	  	  	  	  	  	  	     5,11	           5,40	        
ab 1990 unter 40 qm	 mittel	 25	 - 		  -		        -			   6,13
				     	  	  	  	  	  	  	     4,91	           6,18
			   gut	 26	 -	  	 6,37**	  	       - 			      -
				      		     6,17	          7,65		   	       		   	        
	 40 - 65 qm	 mittel	 27	 -	  	 -		        -			   5,37
			    	  	  	    	          			    	     4,54	           7,54
			   gut	 28	 -	    	 6,02		        -			   5,88
				       	  	    5,56	          6,56		   	     5,44	           7,50	       
	 über 65 qm	 mittel	 29	  		  5,66**	  	       -			   6,70**
				     	   	 5,66	          6,00	  	   	     5,25	           7,28
			   gut	 30	  		  5,50	  	       -			   5,50
 						       4,99	          6,14	  		      4,97	           6,14	
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Erläuterungen zur Mietspeigeltabelle 2013
(a)  teilausgestattet - Bad/Dusche und WC innerhalb der 
      Wohnung, ohne Sammelheizung
(b)  vollausgestattet - Bad/Dusche und WC innerhalb  
      der Wohnung, mit Sammelheizung (Fernheizung, 
      Blockheizung, Zentralheizung, Etagenheizung)
(c)  - teilsaniert nach 1990 – gilt, wenn von den folgenden 
      sieben Kriterien der Sanierung mindestens ein 
      Kriterium und maximal vier Kriterien erfüllt sind:
1.	 Heizung		
2.	 Fenster	  	
3.	 Fassade mit Vollwärmeschutz   
4.	 E-Anlage gem. VDE-Vorschriften	

5.	 Fliesen der Nassbereiche
6.	 Sanitärinstallation (Stränge)
7.	 Hauseingänge
(d)  - vollsaniert nach 1990 - gilt, wenn von den unter c) 
      genannten sieben Kriterien der Sanierung mindestens 
      fünf Kriterien erfüllt sind

Bei Leerfeldern lag für eine verlässliche Aussage keine 
genügende Zahl von Mietwerten vor (unter 6 Mietwerte).

*	 Probe unter 10 Fällen
**	 Probe unter 20 Fällen

Zustätzliche Merkmale für die Spanneneinordnung innerhalb der Mietspiegelfelder

Wohnwertmindernde Merkmale ( - )		  Punkte
Merkmalgruppe 1: Bad / WC
Bad/Toilette nicht zentral beheizbar		  4
Badeofen (Kohle oder Holz)			   4
zu kleiner Boiler (unter 50 Liter)			   2
ohne Fenster					     3
keine Entlüftung					    5
	
Merkmalgruppe 2: Küche
keine Entlüftung, weder mechanisch noch 
natürlich oder kein Fenster			   5
nicht zentral beheizbar				    5
keine Warmwasserversorgung			   5
keine Wandfliesen				    2

Merkmalgruppe 3: Gebäude / Wohnung
schlechter Instandhaltungszustand des Gebäudes
(z.B. große Putzschäden, erhebliche Schäden 
der Dacheindeckung, dauernde Durchfeuchtung 
des Mauerwerks, erheblicher Fugenschaden)	 6
starke Renovierungsbedürftigkeit des 
Treppenhauses					    3
Wärmedämmung unterhalb des Errichtungs-
standards					     5
nicht abschließbarer Hauseingang		  5
kein zur Wohnung gehörender Abstellraum/ 
Kellerraum					     3
Elektro-, Wasser- bzw. Abwasserleitungen 
in der Wohnung nicht verkleidet			   5
kein Balkon, keine Loggia			   3
keine Klingelanlage				    2
einzelne Wohnräume nicht beheizt		  5
einfachverglaste Fenster			   5
keine Möglichkeit, außerhalb der Wohnung 
Wäsche zu trocknen				    2
Beeinträchtigung durch gewerbebedingten 
Publikumsverkehr, Geräusche und Gerüche 
(im gemeinsamen Eingangsflur)			  4
Wohnungen schlecht belichtet/besonnt - 
aufgrund von Abweichungen von baurechtlichen 
Vorschriften					     2
Merkmalgruppe 4: Wohnumfeld
verkehrsbelastete Straßen:		
als Anlage beigefügt				    7
Wohngebäude an unbefestigter Straße		  3
fehlender Kinderspielplatz			   5	

Wohnwerterhöhende Merkmale ( + )		  Punkte
Merkmalgruppe 1: Bad / WC
geflieste Wände über 1,40 m			   3
gefliester Boden oder vergleichbarer Belag	 3
besondere Ausstattung (Waschmaschine u.a.)	 4
Badewanne und zusätzliche Duschwanne	 5
WC vom Bad getrennt				    5
zweites WC					     5
Merkmalgruppe 2: Küche
Herdausstattung				    3
Standardeinbauküche seit 1991			  5
Küche natürlich belichtet und größer als 12 m²	 5
Wandfliesen im Arbeitsbereich mindestens an 
zwei Seiten					     2
Fliesen oder Terrazzo als Bodenbelag		  3
zusätzlicher Anschluss für Haushaltsgroßgeräte 
außer Herd; (z.B. Geschirrspüler, Waschmaschine) 3

Merkmalgruppe 3: Gebäude / Wohnung
aufwendige Decken- oder Wandverkleidung 
(Stuck, Täfelungen)				    2
Personenaufzug in Wohngebäuden		  5
Teppichboden, Parkett				    4
einbruchshemmende Wohnungseingangstüren 
(ab WK 3) 					     5
zur Wohnung gehörender Mietergarten/ 
Gartennutzung ohne besonderes Entgelt	 5
Einbaumöbel mit mindestens 2 m² Grundfläche	 3
Balkon oder Terrasse, Loggia, Wintergarten 
größer als 3,8 m²				    4
Sprechanlage mit Türöffner (bei weniger 
als 5 OG)					     5
Rollläden an allen Fenstern, einschl. Balkontür	 5
Gebäude mit max. 6 Wohnungen pro Eingang	 5
	

Merkmalgruppe 4: Wohnumfeld
aufwendig gestaltetes Wohnumfeld		  3
sehr gute Infrastruktur, u.a. ausgeprägte 
soziale Infrastruktur, Erholung, Freizeit		  3
unmittelbare Seenähe				    5



Nr. 7 - 22. Jahrgang 25. Oktober 2013  •  Seite 6AMTSBLATT für die Stadt Strausberg

Erläuterungen zu den Wohnlagen
Die Wohnlagen wurden entsprechend ihrer stadträumli-
chen Lage in mittlere und gute Wohnlage eingestuft.
Mittlere Wohnlage
•	 überwiegend geschlossene, stark verdichtete Bau-

weise, guter Gebäudezustand (z.B. sanierte Wohnge-
biete), Grün- und Freiflächen und Innenhofbegrünung 
vorhanden

•	 durchschnittliche Einkaufsmöglichkeiten, normale Ver-
kehrsanbindung

Gute Wohnlage
•	 überwiegend offene bzw. aufgelockerte Bauweise, 

Hausgruppen, Gebiete in citynaher Lage mit überwie-
gend geschlossener Bauweise, starke Durchgrünung, 
gepflegtes Wohnumfeld mit gutem Gebäudezustand, 
ruhige Wohnsituation

•	 Einkaufsmöglichkeiten gut bis sehr gut, Verkehrsan-
bindung gut bis sehr gut

Straßenverzeichnis mit Zuordnung der Wohnlagen 
und verkehrsbelastete Straßen
Straßen mittlerer Wohnlage 
•	 Otto-Grotewohl-Ring	
•	 Bahnhofstraße
•	 Artur-Becker-Straße
•	 Am Försterweg
•	 Hans-Beimler-Ring	
•	 Albin-Köbis-Ring
•	 Heinrich-Rau-Straße	
•	 Heinrich-Dorrenbach-Straße
•	 Am Marienberg	
•	 Scharnhorststraße
•	 Am Herrensee	
•	 Max-Reichpietsch-Ring
•	 Am Annatal	
•	 Paul-Singer-Straße
•	 Wriezener Straße	
•	 Rudolf-Egelhofer-Straße

Straßen guter Wohnlage
Alle übrigen Straßen werden in die gute Wohnlage einge-
stuft.

Verkehrsbelastete Straßen
•	 Umgehungsstraße (einschl. Gielsdorfer Straße bis 

Nordkreuzung)
•	 Wriezener Straße
•	 Prötzeler Chaussee
•	 Philipp-Müller-Straße
•	 Kastanienallee
•	 Hohensteiner Chaussee
•	 An der Stadtmauer
•	 Wallstraße
•	 Hegermühlenstraße (bis Elisabethstr.)
•	 Elisabethstraße
•	 August-Bebel-Straße
•	 Berliner Straße
•	 Ernst-Thälmann-Straße
•	 Garzauer Straße
•	 Landhausstraße
•	 Bahnhofstraße
•	 Hennickendorfer Chaussee

Umgang mit den Mietpreisspannen:
Die Mietspiegeltabelle gibt Auskunft über die in der Stadt 
Strausberg üblichen Entgelte für Wohnraum vergleichbarer
	 1.	 Art	  
	 2.	 Größe		
	 3.	 Ausstattung		
	 4.	 Beschaffenheit		
	 5.	 Lage 		
	 = ortsübliche Vergleichsmiete nach § 558 BGB
Der fettgedruckte Wert stellt den statistischen Mittelwert in 
den verschiedenen Tabellenfeldern des Mietspiegels dar. 
Unter dem Mittelwert sind die Mietspannen gem. 1. bis 5. 
angegeben. Sie sind das Ergebnis durch Kappen von je 
1/6 der Fälle am unteren und oberen Ende der Mietenskala 
des betreffenden Tabellenfeldes. 
In der weit überwiegenden Zahl der Fälle können die be-
sonderen Vor- und Nachteile einer Wohnung im Rahmen 
der Mietspannen des Mietspiegels berücksichtigt werden 
(siehe Mietspiegeltabelle). 
Bei der Einordnung der konkreten Wohnung in die betref-
fende Mietspanne wird in zwei Schritten vorgegangen:
1.	 Anhand des für die Wohnung geltenden Mietspiegel-

feldes ist der einschlägige Mittelwert festzustellen. 
2.	 Mit Hilfe der wohnwertmindernden und/oder wohnwer-

terhöhenden zusätzlichen Merkmale (siehe Tabelle: 
Zusätzliche Merkmale für die Spanneneinordnung in-
nerhalb der Mietspiegelfelder) lassen sich Abweichun-
gen vom Mittelwert innerhalb der Mietpreisspanne er-
mitteln.

Mietpreisliche Abweichungen vom Mittelwert zum Oberwert 
basieren auf gegebene zusätzliche Merkmale. Wohnwer-
terhöhende Merkmale können nicht erneut herangezogen 
werden, wenn diese Merkmale bereits in der Modernisie-
rungsumlage enthalten waren. Überwiegen die Pluspunkte 
der zusätzlichen Merkmale, ist ein Zuschlag in Höhe des 
Prozentsatzes des Unterschiedsbetrages zwischen Mittel-
wert und Höchstwert gerechtfertigt. Überwiegen die Minus-
punkte der zusätzlichen Merkmale, ist ein Abzug des Un-
terschiedsbetrages zwischen Mittelwert und Niedrigstwert 
vorzunehmen. 
Dabei werden die (positiven und negativen) Punkte (An-
zahl der Punkte = %) gegeneinander aufgerechnet. Der 
maßgebliche Prozentsatz ist den „Zusätzlichen Merkmalen 
für die Spanneneinordnung innerhalb der Mietspiegelfel-
der“ zu entnehmen. 
 
Beispiel für die Einordnung einer konkreten Wohnung 
in die betreffende Mietspreisspanne
Für eine Wohnung Baujahr 1980-1989, 40 bis 65 m² groß, 
vollsaniert nach 1990, mittlere Wohnlage ergibt sich fol-
gende Einschätzung:
Summierung der wohnwertmindernden Merkmale	
= - 37 Punkte (%)
Summierung der wohnwerterhöhenden Merkmale	
= + 9 Punkte (%)
Ergebnis/Differenz	 = - 28 Punkte (%)
Die Einordnung einer Wohnung in der ausgewiesenen von 
- bis Spanne erfolgt immer ausgehend vom Mittelwert. 
Da im vorliegenden Fall ein negatives Ergebnis erzielt 
wurde, liegt die ortsübliche Miete für diese Wohnung unter 
dem Mittelwert. Nämlich um 28 % des Differenzbetrages 
zwischen unterem Wert und Mittelwert.
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Im vorliegenden Fall beträgt der Mittelwert 4,60 EUR. Die 
Differenz zwischen diesem und dem unteren Wert von 4,00 
EUR beträgt 0,60 EUR (4,60 EUR minus 4,00 EUR). 
28 % von 0,60 EUR sind 0,168 EUR 
(0,60x28=16,80/100=0,168).
Dieser Betrag wird nunmehr vom Mittelwert 4,60 EUR ab-
gezogen (4,60 – 0,168 = 4,43). 
Nach Anwendung dieser Spanneneinordnung ergibt sich 
für die Beispielwohnung 
	 eine ortsübliche Miete von 4,43 EUR/m².

Begriffsbestimmungen
Nettokaltmiete 
Bei den im Mietspiegel ausgewiesenen Beträgen handelt 
es sich um die monatliche Netto-Kaltmiete je Quadratme-
ter Wohnfläche. Das ist die Miete ohne alle Betriebskosten 
im Sinne des § 556 BGB (Betriebskostenverordnung i.d. 
jeweils gültigen Fassung), also die Miete ohne Kosten für 
Sammelheizung und Warmwasserversorgung, ohne die 
sogenannten `kalten` Betriebskosten und ohne etwaige 
Möblierungs-, Untermiet- und Gewerbezuschläge.

Wohnfläche 
Die gem. der Wohnflächenverordnung (WoFlV) ermittelte 
und im Mietvertrag vereinbarte Wohnfläche in m². 

Ausstattung
Bei der Ausstattung wird unterschieden zwischen teil- und 
vollausgestattet (siehe Mietspiegeltabelle). Maßgeblich 
sind nur die Ausstattungsmerkmale, die vom Vermieter ge-
stellt oder finanziert wurden. Hat ein Mieter einzelne Aus-
stattungsmerkmale selbst geschaffen, ohne dass Kosten 
hierfür vom Vermieter erstattet wurden, so bleiben diese 
Ausstattungsmerkmale unberücksichtigt.

Sanierung
Bei der Sanierung der Wohnungen nach 1990 wird unter-
schieden zwischen teilsaniert und vollsaniert  (siehe Miet-
spiegeltabelle).

Beschaffenheit
Die Beschaffenheit einer Wohnung wird durch das Alter 
(Baujahr/Bezugsfertigkeit) erläutert, weil die grundsätzli-
che Beschaffenheit verschiedener Wohnungen wesentlich 
durch die während bestimmter Zeitperioden übliche Bau-
weise charakterisiert wird. Maßgebend ist das Baualter 
bzw. die Bezugsfertigkeit einer Wohnung. Für später er-
richtete Wohnungen in bestehenden Gebäuden (z.B. bei 
Dachgeschossausbau) ist die Bezugsfertigkeit der Woh-
nung maßgebend. Zur Würdigung der unterschiedlichen 
Bauweisen während verschiedener Zeitperioden wurde 
folgende Unterscheidung der Baujahre bzw. der Bezugs-
fertigkeit vorgenommen: bis 1950 / 1951 – 1960 / 1961 – 
1979 / 1980 – 1989 / ab 1990.

Die Stadtverordnetenversammlung hat mit Beschluss Nr. 
50/616/2013 am 10.10.2013 den vorliegenden Mietspiegel 
anerkannt.
Strausberg, den 11.10.2013
gez. Cornelia Stark		       gez. Elke Stadeler
Vorsitzende der 		       Bürgermeisterin
Stadtverordnetenversammlung		

Für eine Fläche in der nördlichen Altstadt auf den Grund-
stücken Große Straße 46 – 52 und Buchhorst 15 – 18 wird 
ein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt (Gel-
tungsbereich s. Planausschnitt). Der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke der Flur 18 der 
Gemarkung Strausberg 143, 144, 145, 146, 160, 161, 162, 
163, 164, 165, 166/1 und 166/2. 

Auf der Fläche soll ein Kerngebiet ausgewiesen werden. 
Vorgesehen ist die Errichtung eines Fachmarktcenters 
(Altstadtcenter Strausberg) mit ergänzenden Dienstleis-
tungs- und Gastronomieangeboten. Zur Sicherung der Pla-
nungsabsichten ist die Aufstellung eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans einschließlich Durchführungsvertrag 
und Vorhaben- und Erschließungsplan erforderlich. Dazu 
erfolgte im November/ Dezember 2011 die öffentliche Aus-
legung gem. § 3 Abs. 2 BauGB. Die Überarbeitung des 
Lärmgutachtens im Anschluss an die öffentliche Ausle-
gung hat die Änderung von Festsetzungen zum Immissi-
onsschutz zur Folge. Daher muss eine erneute Offenlage 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgen.

Gem. § 4a Abs. 3 BauGB wird bestimmt, dass Stellungnah-
men nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen abge-
geben werden können. 

Sie haben die Möglichkeit, sich an der Planung zu betei-
ligen. Während der Auslegungsfrist können Sie Anregun-
gen zu den geänderten oder ergänzen Teilen des Entwurfs 
schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift 
vorbringen. Diese werden in die abschließende Abwägung 
der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander einbezogen. Nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Der 2. Ent-
wurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, bestehend 
aus der Planzeichnung und der Begründung einschließlich 
Vorhaben- und Erschließungsplan, liegt in der Zeit vom  

18.11.2013 bis einschließlich 02.12.2013

im Gebäude der Stadtverwaltung Strausberg, Hegermüh-
lenstraße 58, 3.OG, Raum 3.22  

montags bis freitags von 	 08.00 bis 12.00 Uhr
montags bis donnerstags von 	 12.00 bis 16.00 Uhr
und dienstags von		  16.00 bis 18.00 Uhr

öffentlich aus. Während dieser Zeit können dort auch Stel-
lungnahmen schriftlich oder zur Niederschrift vorgetragen 
werden. Darüber hinaus können die Stellungnahmen auch 
per Post (Stadtverwaltung Strausberg, Fachgruppe Stadt-
planung, Hegermühlenstraße 58, 15344 Strausberg), per 

Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bau-
leitplanung
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) für den 2. Entwurf 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. S3/05 „Große Straße Nord / Buchhorst 
(Altstadtcenter Strausberg)“
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ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom An-
tragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 

Strausberg, den 01.10.2013	 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin

Fax (Nummer:  03341- 381433) oder E- Mail (thomas.els-
ner@stadt-strausberg.de) eingereicht werden. Es besteht 
zudem die Möglichkeit, unter der Telefon-Nummer 03341 
/ 381320 einen Termin für eine Einsichtnahme außerhalb 
der o.g. Zeiten zu vereinbaren.

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit 

Anlage: 
Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. S3/05 „Große Straße Nord / Buchhorst (Altstadt-
center Strausberg)“
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Anlage: Geltungsbereich B-Plan Nr. 45/09 „Strausberg 
Spitzmühle“ gemäß § 10 Abs.3 BauGB

Die von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Strausberg in der Sitzung am 29.08.2013 beschlossene 5. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Straus-
berg für den Bereich Spitzmühle (siehe Kartenausschnitt), 
wurde mit Schreiben vom 17.09.2013, AZ 63.30/02437-13, 
von der höheren Verwaltungsbehörde genehmigt.

Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit bekannt ge-
macht. Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Strausberg für den Bereich Spitzmühle wird mit der 
Bekanntmachung wirksam.

Sie haben die Möglichkeit, die genehmigte 5. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Strausberg für 
den Bereich Spitzmühle und den Erläuterungsbericht in 
der Stadtverwaltung Strausberg, Hegermühlenstraße 58, 
3.OG, Zimmer 3.22 während der Sprechzeiten 

dienstags von		  08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und
			   13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
donnerstags von	 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und
			   13.00 Uhr bis 16.00 Uhr

sowie nach telefonischer Vereinbarung (Telefon Nr. 
381326) einzusehen und über den Inhalt Auskunft zu ver-
langen. Die Unterlagen stehen auch im Internet unter 

Der Bebauungsplan Nr. 45/09 „Strausberg Spitzmüh-
le“ (Geltungsbereich s. Kartenausschnitt) wurde von der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Strausberg in 
der Sitzung am 04.04.2013 als Satzung beschlossen. Der 
Beschluss des Bebauungsplans wird hiermit bekannt ge-
macht. Der Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 
1 des Baugesetzbuches (BauGB) aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in 
Kraft.

Sie haben die Möglichkeit, den Bebauungsplan und die 
Begründung in der Stadtverwaltung der Stadt Strausberg, 
Hegermühlenstraße 58, Zimmer 3.22, während folgender 
Sprechzeiten 

dienstags von		  08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und
			   13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
donnerstags von	 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und
			   13.00 Uhr bis 16.00 Uhr

sowie nach telefonischer Vereinbarung (Telefon Nr. 
381326) einzusehen und über den Inhalt Auskunft zu ver-
langen. Die Unterlagen stehen auch im Internet unter www.
stadt-strausberg.de/ StadtentwicklungBauen/Bauleitpla-
nung/Bebauungspläne zur Verfügung. 

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Strausberg unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 

Auf die Vorschriften der §§ 39 und 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in 
eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen.

Strausberg, den 19.09.2013	 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin

Genehmigung der 5. Änderung des 
Flächennutzungsplanes 

der Stadt Strausberg für den Bereich 
Strausberg Spitzmühle gemäß 

§ 6 Absatz 5 BauGB

Beschluss des Bebauungsplans Nr. 45/09 
„Strausberg Spitzmühle“ gemäß § 10 

Abs. 3 BauGB
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Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Nieder-
lassung Ost, Hauptsitz Frankfurt (Oder), hat für das oben 
genannte Bauvorhaben die Durchführung des Planfeststel-
lungsverfahrens nach § 38 BbgStrG1 i.V.m. § 73 ff VwVfG2 
und § 1 VwVfGBbg3 beantragt. Für das Bauvorhaben ein-
schließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke in der Gemar-
kung Strausberg  beansprucht. 
Der Plan (Zeichnungen, Erläuterungen sowie die entschei-
dungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkun-
gen) liegt in der Zeit vom

04.11.2013 – 03.12.2013

während der  Dienststunden 
	 Montag		 von 08.00 bis 15.00 Uhr
	 Dienstag	 von 08.00 bis 19.00 Uhr
	 Mittwoch	 von 08.00 bis 14.00 Uhr
	 Donnerstag	 von 08.00 bis 19.00 Uhr
	 Freitag		  von 08.00 bis 13.00 Uhr
sowie nach telefonischer Vereinbarung unter Tel. 381 331 
(Herr Ortwin Grau) auch außerhalb dieser Zeiten in der 
Stadtverwaltung Strausberg zur allgemeinen Einsichtsnah-
me aus.

Hinweise:

Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt 
werden, kann bis spätestens zwei Wochen nach Been-
digung der Auslegung, das ist bis zum 17.12.2013 beim 
Landesamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 11 - Anhö-
rungsbehörde, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten (Tele-
fon: 03342 4266 1138, Fax: 03342 4266 7603 oder 03342 
42667601) oder bei der Stadtverwaltung Strausberg, He-
germühlenstraße 58, 15344 Strausberg, Einwendungen 
gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift zum Ak-
tenzeichen 1140-AHB-709.13 erheben. 

Die Einwendungen müssen den geltend gemachten Be-
lang und das Maß ihrer Beeinträchtigungen erkennen 
lassen. Ebenfalls bis zum vorstehend genannten Ter-
min können sich die nach landesrechtlichen Vorschriften 
im Rahmen des § 63 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG4) anerkannten Vereine sowie sonstige Vereini-
gungen, soweit diese sich für den Umweltschutz einsetzen 
und in anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung 
von Rechtsbehelfen in Umweltschutzangelegenheiten vor-
gesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen), zu 
dem Plan Stellung nehmen. Mit Ablauf dieser Frist sind alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 39 Abs. 3 BbgStrG in 
Verbindung mit § 73 Abs. 4 S. 3 VwVfG).

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 

www.stadt-strausberg.de/StadtentwicklungBauen/Down-
loads zur Verfügung.

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung des Flächennutzungsplanes schriftlich 
gegenüber der Stadt Strausberg unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.

Strausberg, den 19.09.2013	 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin

Anlage : Geltungsbereich der 5. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Stadt Strausberg für den Bereich 
Strausberg Spitzmühle gemäß § 6 Absatz 5 BauGB

Anhörungsverfahren zur Planfeststellung 
für den Ausbau der L 23 von Hennickendorf 
bis Torfhaus (Strausberg) von Bau-km 
0+000 bis Bau-km 0+890, von Abs. 170 (km 
0,240) bis Abs. 170 (km 1,132)
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1  BbgStrG - Brandenburgisches Straßengesetz in der Fassung der 
    Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I/09, [Nr. 15], S. 358) 
2  VwVfG - Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekannt-
    machung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102, zuletzt geändert durch 
    Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 14. August 2009 (BGBl. I S. 2827)
3  VwVfGBbg - Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg
     in der Fassung der Bekanntmachung vom 07. Juli 2009 (GVBl. I/09 [Nr. 
    12], S. 262, 264)
4  BNatSchG – Bundesnaturschutzgesetz vom 29. 7. 2009 (BGBl. I S. 
    2542), in Kraft getreten am 1. 3. 2010
5  Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung
    der Bekanntmachung vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt 
    geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.08.2009 (BGBl

Die Stadt Strausberg beabsichtigt 2013/2014 folgende 
neue Planung zu beginnen:

Klärung der verkehrlichen Rahmenbedingungen im 
Vorfeld der Planung der Maßnahme „Bahnhof und 
Bahnhofsumfeld Strausberg Stadt“

Diese umfaßt folgende Bestandteile:

•	 Prüfung und Machbarkeitsuntersuchung von verkehrs-
technisch denkbaren Lösungen im Bereich der Kno-
tenpunkte Stadtmauerring/Müncheberger Straße so-
wie Müncheberger Straße/Philipp-Müller-Straße

•	 ggf. Prüfung der Erforderlichkeit einer Über- oder Un-
terquerung der S-Bahn unter Berücksichtigung der un-
tersuchten Lösungsansätze für die o.g. Knotenpunkte

•	 ggf. Formulierung von Vorgaben für die Gestaltung 
von Bahnhof und Bahnhofsumfeld unter Berücksich-
tigung der den Bahnhof anfahrenden Verkehre samt 
benötigter Aufstellflächen

•	 Berücksichtigung der im Interesse einer Zentrumsstär-
kung geplanten Siedlungsentwicklung der Stadt östlich 
der S-Bahn-Trasse

•	 Aufzeigen von Verkehrsprojekten, die die vorgenann-
ten verkehrlichen Maßnahmen im Stadtzentrum mögli-
cherweise ergänzen müssen.

Freiberuflich Tätige können sich bis zum 22.11.2013 bei 
der 

	 Stadtverwaltung Strausberg
	 Vergabestelle 
	 Hegermühlenstr. 58
	 15344 Strausberg  

bewerben. 

Bei fachlichen Nachfragen wenden Sie sich bitte an Herrn 
Grau (Tel.-Nr.: 03341/38-1331) oder an Herrn Elsner (Tel.-
Nr.: 03341/38-1320). Zur Prüfung der fachlichen Eignung 
und Leistungsfähigkeit sind in den Bewerbungsunterlagen 
folgende Angaben zu machen:

gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als 
Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. An-
derenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt 
bleiben.

Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem 
Termin erörtert, der zu gegebener Zeit noch ortsüblich 
bekannt gemacht wird. Der Erörterungstermin ist nicht öf-
fentlich. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der 
Vertreter, werden von dem Termin gesondert benachrich-
tigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
so können diese durch eine öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. Die Teilnahme an dem Erörterungstermin 
ist den Beteiligten freigestellt. Die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die der 
Anhörungsbehörde zu den Akten zu geben ist. Bei Aus-
bleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden.

Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, 
Erhebung von Einwendungen, Teilnahme am Erörterungs-
termin oder Vertreterbestellung entstehen, werden nicht 
erstattet.

Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde (Mi-
nisterium für Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes 
Brandenburg, Henning-von-Tresckow-Str. 2–8, 14467 
Potsdam) entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr 
als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Die Nummern 1, 2, 3, 4 und 6 gelten für die Anhörung der 
Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Bauvorha-
bens nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung5 entsprechend.

Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbau-
beschränkungen nach § 24 BbgStrG und die Verände-
rungssperre nach § 40 BbgStrG in Kraft. Darüber hinaus 
steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast 
ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu 
(§ 40 Abs. 5 BbgStrG).

Parallel zur öffentlichen Auslegung sind die Planunterlagen 
auch in digitaler Form auf der Internetseite des Landesam-
tes für Bauen und Verkehr (http://www.lbv.brandenburg.
de/plan_Anh_verf.htm) einzusehen.

Strausberg, 07.10.2013		 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin

Ausschreibung von Planungsleistungen
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Wesendahler Straße
Mit dem Bauvorhaben Wesendahler Straße wurde 
planmäßig   Anfang September begonnen. Das Bauvorhaben 
umfasst  neben dem Straßenbau die Herstellung der 
Oberflächenentwässerung über Entwässerungsmulden, 
den Bau eines Gehweges ab Anbindung Umgehungstraße 
bis zur Seestraße sowie die Erneuerung der Beleuchtung.
Die Vergabe der Bauleistung erfolgte an die Firma Tief-, 
Straßenbau und Umwelt GmbH aus Müncheberg. 
Da die Wesendahler Straße eine Sackgasse ist und 
die betroffenen Seitenstraßen ebenfalls, wurde eine  
Umleitung über einen Waldweg mit Anbindung an die 
Umgehungstraße eingerichtet.
Das Bauvorhaben wurde an der Richardsdorfer Straße 
begonnen. Die Asphaltarbeiten wurden bereits bis zur 
Heidestraße fertig gestellt. 
Die Baudurchführung erfolgt planmäßig.

Weinbergstraße
Die Arbeiten zum Straßenbau Weinbergstraße begannen 
planmäßig am 12. August 2013.
Derzeit werden im 1. Bauabschnitt zwischen August-
Bebel-Straße und KITA, Parkplatzzufahrt Erd- und 
Tragschichtarbeiten durchgeführt, die Fahrbahnborde sind 
gestellt. Mit Verstärkung der Arbeitskräfte und paralleler 
Arbeitsprozesse wird daran gearbeitet, den Bauendtermin 
Mitte November 2013 einzuhalten.

Hohensteiner Chaussee
Die Baumaßnahme an der  Hohensteiner Chaussee 
ist abgeschlossen. Die Radwegeführung in Richtung 
Flugplatzstraße ist hergestellt. Die Bauabnahme erfolgte.
Geplant ist für das Jahr 2014 die Herstellung eines 
Radwegs außerorts entlang der Hohensteiner Chaussee 
bis Hohenstein.  
 	

Lise-Meitner-Oberschule
Der Umbau und die Sanierung des ersten Teilbereichs 
des Schulgebäudes (Bauabschnitt 2.1) stehen kurz vor 
der Fertigstellung. Die Schüler sind in den sanierten 
Teil umgezogen. Nun beginnen die Umbau- und 
Sanierungsarbeiten der zweiten Gebäudehälfte. 

•	 Darstellung des Firmen- und Leistungsprofils
•	 Personalausstattung der bearbeitenden Stelle/Nieder-

lassung (Anzahl und Qualifikation)
•	 Benennung  eines Ansprechpartners mit Tel.-Nr.
•	 Angaben zur technischen Büroausstattung 
•	 Nachweis der Mitgliedschaft in der Architekten- bzw. 

Ingenieurkammer
•	 Nachweis der Berufshaftpflicht
•	 Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung
•	 Erklärung zur kurzfristigen Erreichbarkeit einschl. Ver-

tretungsregelung
•	 Referenzliste vergleichbarer Projekte und Ansprech-

partnern und Tel.-Nr. 

Absageschreiben werden nicht versandt. Bei erwünschter 
Rücksendung der Bewerbungsunterlagen ist ein frankierter 
Rückumschlag beizulegen. 

Die Stadt Strausberg beabsichtigt 2013/2014 folgende 
neue Planung zu beginnen:

Uferwanderweg 4. Bauabschnitt
zwischen Fischerkietz und Kulturpark

Objekt- und Fachplanung für den Bau eines 
Vereinsgebäudes für Tauch- und Segelsport mit Lager- 
und Aufenthaltsräumen sowie eines Bootsdepots, der 
Herstellung  des Uferwanderweges und  der übrigen 
Außenanlagen.

Freiberuflich Tätige können sich bis zum 22.11.2013 
bei der Stadtverwaltung Strausberg, Vergabestelle, 
Hegermühlenstr. 58, 15344 Strausberg  bewerben.
Zur Prüfung der fachlichen Eignung und Leistungsfähigkeit 
sind in den Bewerbungsunterlagen folgende Angaben zu 
machen:

•	 Darstellung des Firmen- und Leistungsprofils
•	 Personalausstattung der bearbeitenden Stelle/

Niederlassung (Anzahl und Qualifikation)
•	 Benennung  eines Ansprechpartners mit Tel.-Nr.
•	 Angaben zur technischen Büroausstattung 
•	 Nachweis der Mitgliedschaft in der Architekten- bzw. 

Ingenieurkammer
•	 Bauvorlageberechtigung
•	 Nachweis der Berufshaftpflicht
•	 Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung
•	 Erklärung zur kurzfristigen Erreichbarkeit einschl. 

Vertretungsregelung
•	 Referenzliste vergleichbarer Projekte mit 

Ansprechpartnern und Tel.-Nr. 

Absageschreiben werden nicht versandt. Bei erwünschter 
Rücksendung der Bewerbungsunterlagen ist ein frankierter 
Rückumschlag beizulegen. 

Information zu Bauvorhaben 
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Auf Grund des § 68 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg wird nach Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung vom 10. Oktober 2013 folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:

§ 1
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 		

die bisher festgesetz-
ten Gesamtbeträge von

EUR

erhöht um

EUR

vermindert um

EUR

u. damit der Gesamt-
betrag einschl. Nach-
trägen festgesetzt auf
EUR

Im Ergebnisplan 
ordentliche Erträge
ordentliche Aufwendungen

34.185.036	
36.153.145	

   517.614
     44.011	    

 
               -	
               -	

34.702.650	
36.197.156	

außerordentliche Erträge
außerordentliche Aufwen-
dungen

      353.500	
      197.400

              0	                                                                                                                                                  
              0

               -
               -

     353.500
     197.400

Im Finanzhaushalt
die Einzahlungen
die Auszahlungen

38.275.210
40.501.345	

1.086.299
   752.696	

 - 163.000
               -

39.198.509
41.254.041

davon bei den:
Einzahlungen aus laufen-
der Verwaltungstätigkeit
Auszahlungen aus lau-
fender Verwaltungstätig-
keit	

34.185.036

33.865.745

   517.614

     44.011

 
               -

               -

34.702.650

33.909.756

Einzahlungen aus der
Investitionstätigkeit
Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit

 4.090.174 

 5.895.000

              0   

   708.685

 - 163.000

 -

 
  3.927.174

  6.603.685

Einzahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit
Auszahlungen aus der
Finanzierungstätigkeit

  
 	 0

    740.600                                             

   568.685               

              0

 - 

 -

     568.685

    740.600

Einzahlungen aus der 
Auflösung von Liquiditäts-
reserven
Auszahlungen an Liquidi-
tätsreserven

             0

             0

              -

              -

 -

 -

               0

               0

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme 
zur Finanzierung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird 
von bisher 0,00 EUR um 568.685 EUR erhöht und damit 
auf 568.685 EUR neu festgesetzt. 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird nicht verändert. 

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur 
Leistung von Investitionsauszahlungen und Auszahlungen 
für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen 
Haushaltsjahren wird von 

bisher 1.385.000 EUR um 714.000 EUR vermindert und 
damit auf 671.000 EUR neu festgesetzt. 

1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Strausberg für das Haushaltsjahr 2013
vom 10.10.2013



	
Kinder, die für das folgende Schuljahr in der Schule 
anzumelden sind, sind verpflichtet, an dem Verfahren 
zur Sprachstandsfeststellung teilzunehmen. Die 
Sprachstandsfeststellung findet im Jahr vor der Einschulung 
statt. Bei festgestelltem Förderbedarf besteht die Pflicht, 
an einem Sprachförderkurs in einer Kindertagesstätte 
teilzunehmen.

Die Sprachstandsfeststellungen und - soweit erforderlich 
- die Sprachförderkurse werden in der besuchten Kita 
durchgeführt.

Auch Kinder, die im Jahr vor der Einschulung nicht in einer 
Kita sind, sollen in einer nahegelegenen Kita an einer 
Sprachstandsfeststellung und gegebenenfalls an einem 
Sprachförderkurs teilnehmen. 
Diese Kinder sind in der Zeit vom 18.11.2013 bis 
06.12.2013 persönlich oder telefonisch in einer Kita zur 
Sprachstandsfeststellung anzumelden. 

Alle Kinder, die an dem Verfahren zur 
Sprachstandsfeststellung im Jahr vor der Einschulung 
teilgenommen haben, erhalten eine Teilnahmebestätigung, 
die von den Eltern bei der Schulanmeldung vorgelegt wird.

Die Durchführung der Sprachstandsfeststellung und 
der kompensatorischen Sprachförderung erfolgt auf der 
Grundlage der SprachfestFörderverordnung – SfFV vom 
03. August 2009 (GVBl II S.505).

Strausberg, den 16.10.2013	 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin

Mit dem Kinderförderungsgesetz vom 10.12.2008 wur-
de beschlossen, dass ab 01. August 2013 der Rechts-
anspruch auf einen Betreuungsplatz für alle Kinder vom 
vollendeten ersten bis zum vollendeten dritten Lebensjahr 
eingeführt wird. Alternativ können Eltern, die ihr Kind nicht 
in einer Tageseinrichtung betreuen lassen wollen oder 
können, eine monatliche Zahlung (z.B. Betreuungsgeld) in 
Anspruch nehmen. 
In Strausberg stehen Betreuungsplätze für die Altersgrup-
pe  1-3 Jahre für ca. 98 % der Jungen und Mädchen zur 
Verfügung.
Da nicht in jedem Fall ein Platz in unmittelbarer Wohnort-
nähe oder der „Wunschkita“ bereitgestellt werden kann, ist 
es notwendig, dass Eltern ihre Kinder rechtzeitig nach der 
Geburt in der Stadtverwaltung oder in der gewünschten 
Kindertagesstätte anmelden.

Auf unserer Internetseite finden Sie alle Möglichkeiten der 
Kinderbetreuung. 

§ 4

Die Steuersätze für die Realsteuern, die in einer gesonderten 
Satzung mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 
42/495/2012 vom 06.12.2012 festgesetzt worden sind, 
betragen:

1. Grundsteuer
  a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe
     (Grundsteuer A) 	       			   270 v. H.
   b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 	 375 v. H.

2. Gewerbesteuer 				    350 v. H.

§ 5

1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und 
Aufwendungen als für die Gemeinde von wesentlicher 
Bedeutung angesehen werden, wird  von

      bisher    50.000 EUR auf  50.000 EUR    festgesetzt.

2.	 Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen 
Auszahlungen, ab der Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt 
einzeln darzustellen sind, wird von

      bisher    25.000 EUR auf  25.000 EUR    festgesetzt.

3.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung 
bedürfen, wird von

      bisher    25.000 EUR auf  25.000 EUR    festgesetzt. 

      Davon ausgenommen sind erforderliche Ausgaben zur 
      Verwendung zweckgebundener Einnahmen.

      Mehrere Bewilligungen bei einem  Produkt  werden  im 
      Sinne vorstehender Regelungen zusammengerechnet. 
      Mehraufwendungen/ Mehrauszahlungen unterhalb 
      dieser  Wertgrenzen  gelten  als unerheblich.  Über die 
      unerheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
      entscheidet der Kämmerer. 

4.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu 
erlassen ist, werden bei:

       a) Erhöhung des gemäß Haushaltsplan zu erwartenden 
          Fehlbetrages von 
	 bisher 2.360.000  EUR auf 2.360.000  EUR		
	 und

     b) bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen 
         Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen von

   	 bisher  500.000 EUR auf 500.000 EUR			 
festgesetzt.

Strausberg, den 18.10.2013	 gez. Elke Stadeler
				    Bürgermeisterin
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Kompensatorische Sprachförderung im Jahr 
vor der Einschulung in Kindertagesstätten

Informationen zur Kindertagesbetreuung



Bei der Umsetzung des Beschlusses gibt es im privaten 
Bereich kaum Fortschritte. Trotz mehrmaliger Anschreiben 
sind Hauseigentümer nur in den seltensten Fällen bereit, fi-
nanzielle Mittel aufzuwenden, um die Graffiti an ihren Häu-
sern zu beseitigen.
Die Wohnungsbaugesellschaften und -genossenschaften 
beseitigen den überwiegenden Teil der Graffitis an ihren 
Häusern umgehend. 
Firmen wie die Deutsche Post, die Stadtwerke oder der 
Landesbetrieb Straßenwesen, an deren Anlagen sich vie-
le Graffiti befinden, haben begonnen, diese zu entfernen 
und die Schaltkästen wieder neutral zu streichen oder zu 
gestalten.
In den Wohngebieten und auch an vielen Elektrostationen 
sind durch die Eigentümer Firmen beauftragt worden, die 
sehr schöne, künstlerisch gestaltete Graffitis geschaffen 
haben.

Die Stadt- und Touristinformation Strausberg wurde zum 
3. Mal mit der neuen „I-Marke“ zertifiziert, die jeweils für 3 
Jahre gilt. Für diese Anerkennung sind 15 Mindestkriterien 
zu erfüllen wie Ausschilderung, Parkplätze, Erreichbarkeit, 
barrierefreier Zugang, qualifizierte Mitarbeiter, öffentliche 
Toilette, kostenlose Informationen und Öffnungszeiten.
Die Grundprüfung erfolgt über 40 Kriterien. Einige davon 
sind Außenbeleuchtung, Schaufenster, Erkennbarkeit von 
außen, Fahrradständer, persönliches Gespräch, Englisch-
kenntnisse, Freundlichkeit, Ausstattung/Einrichtung der 
Touristinformation, Übersichtlichkeit, Angebotsvielfalt und 
Souvenirangebote. Mit dem erzielten Ergebnis „Sehr gut“ 
liegt die Stadt- und Touristinformation über dem Landes- 
sowie Bundesdurchschnitt. Der Service während des Mys-
tery Checks wurde als durchgehend freundlich und sehr 
kompetent bewertet. Auch die Öffnungszeiten der Tourist-
information wurden als vorbildlich gelobt. Das Engagement 
der Mitarbeiter war deutlich spürbar, so die Auswertung der 
Prüfung.

Foto: (vs)    v.l. die Mitarbeiterinnen der Touristinformation 
Nora Hoffmann, Peggy Henschel, Jana Zahn, Steffi Keitel  

Für die Antragstellung auf Bereitstellung eines Kitaplatzes   
gibt es folgende Möglichkeiten:

Antragstellung in der Stadtverwaltung Strausberg
In der Stadtverwaltung hilft man Ihnen telefonsich unter 
den Nr. 381 213 und 381 214 und an den Sprechtagen zu 
Fragen der Antragstellung, des Erst- und Zweitwunsches, 
des Wunsch- und Wahlrechts, des Elterneinkommens so-
wie Gebühren, der Betreuungszeiten und der notwendigen 
Unterlagen.

Antragstellung in der Kindertagesstätte
Hier  werden Ihnen die Kindertagesstätte sowie das päd-
agogische Konzept vorgestellt. In der Kita erfolgt die Auf-
nahme in eine Warteliste. Ebenso erhalten Sie hier den An-
trag auf Bereitstellung eines Kitaplatzes, den Sie auch vor 
Ort ausfüllen können. Der ausgefüllte Antrag wird durch die 
Kita-Leiterin an die Stadtverwaltung weitergeleitet. 

Antragstellung in einer Tagespflegestelle
Hierzu wenden Sei sich bitte an die gewünschte Tagespfle-
geperson. Dort erhalten Sie den Antrag auf Bereitstellung 
eines Tagespflegeplatzes. Den Antrag können Sie auch 
beim Landkreis Märkisch-Oderland, Jugendamt, Puschkin-
platz 12 in 15306 Seelow stellen. 

Um den Stand in der Warteliste in der Kita Ihrer Wahl ab-
zufragen, können Sie sich jederzeit dort melden. Sobald 
Ihr Kind bei der Vergabe des Kitaplatzes berücksichtigt 
wird, werden Sie von der Kita banachrichtigt. Daraufhin 
sollten Sie sofort einen Termin vereinbaren, um die wei-
teren Schritte der Aufnahme, Eingewöhnung, Versorgung, 
Hausordnung usw. zu besprechen. 
Haben Sie sich für eine kommunale Kindertagesstätte ent-
schieden, erfolgt die Vertragsgestaltung an den Sprechta-
gen in der Stadtverwaltung Strausberg, Hegermühlenstra-
ße 58, Zi. 1.11 im 1. Obergeschoss.
Haben Sie sich für eine Kindertagesstätte in freier Träger-
schaft oder eine Tagespflegestelle entschieden, erfolgt der 
Vertragsabschluss in der jeweiligen Einrichtung. 
Bitte beachten Sie, dass ohne Vertragsabschluss keine 
Aufnahme erfolgt. 
Sollten Sie sich mehrfach angemeldet haben, ziehen Sie 
bitte Ihre Anträge in den Kitas zurück, um Doppelanmel-
dungen bzw. Missverständnisse zu vermeiden. 
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an unsere Mitarbeiter, 
Tel. 381 213 und 381 214.

Für das Jahr 2013 kann eingeschätzt werden, dass sich 
die Anzahl der neu entstandenen Graffitis gegenüber den 
Vorjahren verringert hat.
Leider gilt nicht mehr die Regel, dass künstlerische und mit 
hohem finanziellem Aufwand gestaltete Graffitis tabu sind, 
so dass immer wieder Graffiti-Schmierereien auch auf die-
sen Flächen anzutreffen sind.
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Umsetzung des Beschlusses der 
Stadtverordnetenversammlung

„Strausberg frei von Graffiti-Schmierereien“

Stadt- und Touristinformation erwarb 
„I-Marke“



Nr. 7 - 22. Jahrgang 25. Oktober 2013  •  Seite 16AMTSBLATT für die Stadt Strausberg

Am 9. November jährt sich der Jahrestag der Nazi-Pogro-
me gegen Juden in Deutschland zum 75. Mal. 
Die Gedenkveranstaltung findet am Sonnabend, dem 9. 
November, um 11.00 Uhr am jüdischen Friedhof an der 
Karl-Liebknecht-Straße statt.

Am 17. November laden die Bundeswehr am Standort und 
die Stadtverwaltung Strausberg laden zum gemeinsamen 
Gedenken an die Opfer von Krieg und Gewalt zum 
Volkstrauertag am 17. November ein. 
Die diesjährige Veranstaltung beginnt um 11.00 Uhr im 
Heimatmuseum mit einem Vortrag von Lutz Kneppenberg. 
Lutz Kneppenberg ist seit vielen Jahren aktives Mitglied 
des Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. und 
wird über seine Arbeit berichten. 

Anschließend wird die Gedenkveranstaltung ab 12.00 Uhr 
auf dem ev. Friedhof Berliner Straße fortgeführt. Treffpunkt 
ist um 11.50 Uhr an der Kriegsgräberstätte II. Weltkrieg. 

Die Bürger Strausbergs sind herzlich eingeladen, an den 
Gedenkveranstaltungen teilzunehmen.

Sonstige Bekanntmachungen

Die Energieberatungen der Verbraucherzentrale Bran-
denburg finden  jeden 1. Donnerstag im Monat von 16-19 
Uhr  in der Stadtverwaltung, Hegermühlenstraße 58, Raum 
E.23 statt. Anmeldung erforderlich unter 38 11 08. (Kosten 
der Beratung: 5 € Eigenanteil, SGB II-Empfänger befreit)
 

Die Stadtverwaltung Strausberg schreibt zum 01.12.2013 
die Besetzung der Stelle einer/eines

	 Geoinformatikerin/Geoinformatikers
aus.

Voraussetzungen:	

•	 abgeschlossenes Hochschulstudium als  
Geoinformatiker/in  oder einen vergleichbaren 
Abschluss oder langjährige Erfahrung beim Aufbau 
und Betrieb von Geoinformationssystemen

•	 persönliche Kompetenzen unter anderem:
       Verantwortungsbewusstsein, konzeptionelles Denken, 
       Entscheidungsfähigkeit
•	 soziale Kompetenzen unter anderem:
       Kommunikationsfähigkeit, Teamfähigkeit, Konflikt- 
       fähigkeit und Durchsetzungsvermögen
•	 methodische Kompetenzen unter anderem:
       Gesprächsführungstechnik, Organisationsfähigkeit 

Arbeitsgebiet:

•	 Betreuung, Administration und Nutzerverwaltung des 
Geoinformationssystems, der Serverdienste, des 
WebGIS und den dazugehörenden Datenbanksystemen 
sowie des Programms Archikart

•	 Eigenverantwortliche Betreuung und Leitung der 
verschiedenen Fachkataster im Programm Archikart 
sowie die Planung, Koordinierung und Umsetzung 
von Anpassungen basierend auf individuellen 
Nutzerwünschen

•	 Erfassung und Fortführung der Geodaten für die 
verschiedenen Fachkataster (z.B. Straßen- und 
Baumkataster)

•	 Geodatenmanagement - Beschaffung, Verwaltung, 
Pflege, Konvertierung, Transformation, Bearbeitung, 
Prüfung, Visualisierung und Ausgabe von 
Geobasis- und Geofachdaten sowie die thematische 
Fachdatenaufbereitung und Bereitstellung in digitaler 
und analoger Form

•	 GIS-technische Abstimmung mit den Fachbereichen
•	 Schulung und Support der Mitarbeiter

Arbeitszeit:	 40 Stunden

Vergütung:	 E 10 TVöD

Bewerbungen sind mit den üblichen Unterlagen bis zum 
15.11.2013 an folgende Adresse zu richten:			 
	
	 Stadtverwaltung Strausberg
	 Fachbereich Zentrale Dienste
	 Hegermühlenstraße 58	
	 15344 Strausberg
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Ende des amtlichen Teils

Öffentliche Stellenausschreibung

Beratungstermine der 
Verbraucherzentrale Brandenburg 

Einladung zu Gedenkveranstaltungen im 
November


